1.3
Satzung der Gemeinde Isernhagen Uber
die Erhebung von Verwaltungskosten
im eigenen Wirkungskreis
(Verwaltungskostensatzung)

Aufgrund der 88 10 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
in der zur Zeit geltenden Fassung und des § 4 des Niederséchsischen
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat der
Gemeinde Isernhagen in seiner Sitzung am 01.11.2018 folgende Satzung beschlossen:

§1
Allgemeines

(1) Fur Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstatigkeiten - im nachfolgenden
Verwaltungstétigkeiten - im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde werden nach dieser
Satzung Gebihren und Auslagen - im nachfolgenden Kosten - erhoben, wenn die
Beteiligten sie veranlasst haben. Verwaltungstatigkeiten sind auch Entscheidungen tber
formliche Rechtsbehelfe.

(2) Kosten werden auch erhoben, wenn ein Antrag auf eine kostenpflichtige
Verwaltungstétigkeit abgelehnt oder nach Beginn der Verwaltungstatigkeit vor der
Entscheidung zuriickgenommen wird.

(3) Die Erhebung von Kosten aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleibt unberihrt.

82
Kostentarif

Die Kosten werden nach dem Kostentarif (Anlage) berechnet. Auslagen sind
entsprechend 8§ 6 immer zu fordern.

83
Gebilhren

(1) Istfur den Ansatz von Gebuhren durch den Kostentarif ein Rahmen (Mindest- und
Hochstsatze) bestimmt, so sind bei der Festsetzung der Gebihren das Mal3 des
Verwaltungsaufwandes sowie der Wert des Gegenstandes zur Zeit der Beendigung
der Verwaltungstatigkeit zu beriicksichtigen. Die Gebuhr ist auf volle Euro abgerundet
festzusetzen.

(2) Werden mehrere gebihrenpflichtige Verwaltungstatigkeiten nebeneinander
vorgenommen, so ist fir jede Verwaltungstatigkeit eine Gebihr zu erheben.

(3) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstatigkeit
a) ganz oder teilweise abgelehnt,
b)  zurickgenommen, bevor die Verwaltungstatigkeit beendet ist,
so kann die Gebuhr bis auf ein Viertel des vollen Betrages ermaldigt werden.

(4) Wird ein Antrag wegen Unzustandigkeit abgelehnt oder beruht er auf unverschuldeter
Unkenntnis, so kann die Gebuhr auf3er Ansatz bleiben.

(5) Wird eine zunachst abgelehnte Verwaltungstatigkeit auf einen Rechtsbehelf hin
vorgenommen, so wird die fur die Ablehnung erhobene Gebihr angerechnet.



(1)

(2)

3)
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§4
Rechtsbehelfsgebihren

Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, betragt die Gebuhr fir die Entscheidung

Uber den Rechtsbehelf das Eineinhalbfache der Gebdihr, die fur die angefochtene
Entscheidung anzusetzen war. War fir die Verwaltungstatigkeit keine Gebuhr
festzusetzen, so richtet sich die Gebuhr nach Nr. 20 des Kostentarifes; das gilt nicht fur
Angelegenheiten der Sozialhilfe.

Wird dem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben oder wird er ganz oder teilweise
zurickgenommen, so ermafigt sich die Gebihr nach dem Umfang der Abweisung
oder der Riucknahme, im Falle der Ricknahme auf hochstens 25 v. H.

Wird der Rechtsbehelfsbescheid ganz oder teilweise aufgehoben oder zurickgenommen,
so sind die gezahlten Kosten ganz oder teilweise zu erstatten, es sei denn, dass die
Aufhebung allein auf unrichtigen oder unvollstdndigen Angaben desjenigen beruht, der
den Rechtsbehelf eingelegt hat.

§5
Gebuhrenbefreiung

Gebuhren werden nicht erhoben fur
1. mauindliche Auskinfte
2.  Zeugnisse und Bescheinigungen in folgenden Angelegenheiten:

a) Arbeits- und Dienstleistungssachen,

b) Besuch von Schulen,

C) Zahlungen von Ruhegehaltern, Witwen- und Waisengeldern, Krankengeldern,
Unterstitzungen und dergleichen aus o6ffentlichen und privaten Kassen,

d) Nachweise der Bedurftigkeit,

e) Renten- und Sozialversicherungsangelegenheiten,

3. Verwaltungstatigkeiten, die die Stundung, Niederschlagung oder den Erlass von
Verwaltungskosten betreffen,

4.  steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigungen fir die Vergabe offentlicher Auftrage,
5. Verwaltungstatigkeiten, zu denen

a) in Austbung o6ffentlicher Gewalt eine andere Behdrde im Lande, eine
Behorde des Bundes oder die Behorde eines anderen Bundeslandes Anlass
gegeben hat, es sei denn, dass die Gebuhr einem Dritten zur Last zu legen
ist.

b) Kirchen und anderen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften des
offentlichen Rechts einschlie3lich ihrer 6ffentlichrechtlichen Verbande,
Anstalten und Stiftungen zur Durchfiihrung von Zwecken i. S. des 8§ 54 der
Abgabenordnung (AO 2002) in der jeweils geltenden Fassung Anlass
gegeben haben, es sei denn, dass die Gebihren einem Dritten zur Last zu
legen sind.
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Von der Erhebung einer Gebuhr kann aul3er den in Absatz 1 genannten Féllen ganz oder
teilweise abgesehen werden, wenn daran ein 6ffentliches Interesse besteht.

Abséatze 1 und 2 werden bei Entscheidungen tGber Rechtsbehelfe nicht angewendet.

86
Auslagen

Werden bei der Vorbereitung oder der Vornahme einer Amtshandlung und sonstigen
Verwaltungstétigkeit Auslagen notwendig, die nicht bereits mit der Gebuhr abgegolten
sind, so hat die Kostenschuldnerin oder der Kostenschuldner sie zu erstatten; dies gilt
auch, wenn eine Gebuhr nicht zu entrichten ist. Dies gilt nicht fir besondere Auslagen bei
der Bearbeitung eines Rechtsbehelfes, soweit diesem stattgegeben wird. Auslagen hat
die Kostenschuldnerin oder der Kostenschuldner auch dann zu erstatten, wenn sie bei
einer anderen am Verfahren beteiligten Behorde entstanden sind; in diesen Fallen findet
ein Ausgleich zwischen den Behdrden nur statt, wenn die Auslagen im Einzelfall

25,-- Euro ubersteigen. Als Auslagen gelten auch Kosten, die einer am Verfahren
beteiligten Behorde entstanden sind, ohne dal sie gegenseitig ausgeglichen werden.

Als Auslagen werden insbesondere erhoben:

1. Postgebuhren fir Zusendungen und Nachnahmen sowie fir die Ladung von Zeugen
und Sachverstandigen; wird durch Bedienstete der Behotrde zugestellt, so werden
die fur die Zustellungen durch die Post mit Zustellungsurkunde entstehenden
Postgebuhren erhoben,

2. Telekommunikationsdienstleistungen,

3. Kosten offentlicher Bekanntmachungen,

4.  Zeugen- und Sachverstandigengebiihren, Dolmetscher u. Ubersetzer,
5. Dbei Dienstgeschaften entstehende Reisekosten,

6. Betrage, die anderen Behdrden oder anderen Personen fur ihre Tatigkeit zu zahlen
sind,

7. Kosten der Beforderung oder Verwahrung von Sachen,

8.  Schreibgebuhren fur weitere Ausfertigungen, Abschriften, Durchschriften, Auszlge,
Kosten fir Fotokopien, Lichtpausen und Vervielfaltigungen nach den im Kostentarif
vorgesehenen Satzen.

Beim Verkehr mit den Behérden des Landes und beim Verkehr der Gebietskdrperschaften
im Lande untereinander werden Auslagen nur erhoben, wenn sie im Einzelfall den Betrag
von 25,-- Euro Ubersteigen.

87
Kostenschuldnerin/Kostenschuldner

Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet,

1. wer eine Verwaltungstatigkeit veranlasst hat,
2.  wer die Kosten durch eine Erklarung tibernommen hat,
3.  wer fur die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.



(2) Kostenschuldnerin oder Kostenschuldner nach 8 4 ist, wer den Rechtsbehelf eingelegt hat
oder in dessen Namen er eingelegt wurde.

(3) Mehrere Kostenschuldnerinnen oder Kostenschuldner sind Gesamtschuldner.

88
Entstehen der Kostenschuld

(1) Die Gebuhrenpflicht entsteht mit der Beendigung der Verwaltungstatigkeit oder mit der
Rucknahme des Antrages.

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu
erstattenden Betrages.

8§89
Félligkeit der Kostenschuld

(1) Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung fallig, wenn nicht die
Behorde einen spateren Zeitpunkt bestimmt.

(2) Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstatigkeiten kdnnen von der vorherigen Zahlung
der Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstellung eines angemessenen
Kostenvorschusses abhangig gemacht werden. Soweit der Vorschul die endgiiltige
Kostenschuld Ubersteigt, ist er zu erstatten.

(3) Die Kosten werden im Verwaltungszwangsverfahren vollstreckt.

§10
Anwenden des Niedersachsischen Verwaltungskostengesetzes

Soweit diese Satzung keine Regelung enthélt, finden nach § 4 Abs. 4 des Niedersachsischen
Kommunalabgabengesetzes die Vorschriften des Verwaltungskostengesetzes sinngemalf?
Anwendung.

811
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung am 01.12.2018 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verwaltungskostensatzung der Gemeinde Isernhagen in der Fassung
vom 29.06.2011 aulRer Kratft.

Isernhagen, den 22.11.2018

GEMEINDE ISERNHAGEN

LS gez. Bogya
Blrgermeister

Veroffentlicht am 21.12.2018 im " Gemeinsamen Amtsblatt fir die Region Hannover und
der Landeshauptstadt Hannover", Nr. 51.



Kostentarif zur Verwaltungskostensatzung (8 2)
der Gemeinde Isernhagen vom 01.11.2018

Tarif. Nr. (Gegenstand Betrage
in Euro
1. Vervielfaltigungen
1.1 Fotokopien Etagen-Kopierer, Ausdrucke aus dem
Computer, Scannen und Versand
1.11 Einzelkopie / Ausdruck je Seite sehwarz-wei2
DIN A4 1,00
DIN A3 2,00
1132 Fotokopien, die auf Wunsch von Privatpersonen zu deren 0,25
Nutzen als Telefax Ubersandt werden sollen, zusatzlich
pro Kopie
1.1.3 Scannen und Versand per Mail bis 10 MB 7,50
Scannen und Versand per Mail jedes weitere MB 1,50
1.1.4 Erstellen und Versand von CD’s 10,00
1.2 von Mikroverfilmungen 2,00
1.3 mit Grof3kopierern bis zum Format DIN A 4 bei einer
Anzahl:
1.3.1 bis zu 10 Stuck je Seite der Vorlage 1,80
1.3.2 bis zu 50 Stlck je Seite der Vorlage 2,50
1.3.3 bis zu 100 Stlck je Seite der Vorlage 3,50
bei hbherer Anzahl:
1.34 bis zu 500 Stlck je angefangene weitere 100 Stiick je 1,80
Seite der Vorlage
1.35 Uber 500 Stuck je angefangene weitere 100 Stlck je Seite 1,50
der Vorlage
1.4 Plott
1.4.1 DIN A2 5,00
1.4.2 DIN Al 10,00
1.4.3 DIN AO 15,00
15 GroRRere Formate bzw. externe Dienstleistungen Selbstkostenpreis
zzgl. 5,00 €
156 Verkleinerungen und VergrdfRerungen
Hinweis:
Die Hohe der Gebuhr richtet sich nach Arbeitsaufwand und
Vielzahl der einzelnen Arbeitsgange. 0,50 bis 3,00
167 Nachbereitung von Vervielféaltigungen durch die
Beotenmeisteret Poststelle
(z.B. Heften, Lochen, Falten von gréf3eren Mengen von
Schriftstiicken/ sonstige manuelle Bearbeitung) 20,00

je angefangene %2 Arbeitsstunde




Tarif. Nr. ([Gegenstand Betrage
In Euro

2. Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse und Ausweise
2.1 Beglaubigungen von Unterschriften 5,00
2.2 Beglaubigungen von Abschriften
2.2.1 Je Seite der Erstausfertigung der Durchschrift 3,00
2.2.2. Je Seite der Durchschrift 1,50
2.2.3 Fur fremdsprachliche Texte wird die 2-fache Gebiihr

erhoben
2.3 Beglaubigungen von Vervielfaltigungen

die mit Fotokopiergeraten, PC und ahnlichen Geréaten von

den Bediensteten der Gemeinde selbst hergestellt worden

sind
2.3.1 Je Seite des ersten Abdrucks 1,50
2.3.2 Zusatzlich fur jeden weiteren Abdruck je Seite 1,50
2.4 Beglaubigungen von Urkunden und Bescheinigungen

fur den Gebrauch im Ausland 10,00 bis 30,00
2.5 Ausstellung von Zeugnissen, Bescheinigungen,

Ausweisen 1,00 bis 100,00
3. Akteneinsicht
3.1 Die Einsicht in Akten, Karteien, Register und dgl. —

ausgenommen nach 8§ 72 (1) NBauO - soweit sie nicht zur

Einsichtnahme 6ffentl. ausgelegt sind und wenn in einer

anderen Tarif-Nr. keine Gebuhren vorgesehen sind, fir

jeden Fall 5,00
3.2 Auskiinfte aus Akten, Registern, Karteien und dgl.

wenn die Anfrage ohne besondere Ermittlungen

beantwortet werden kann 5,00

wenn besondere Ermittlungen erforderlich sind 5,00 bis 20,00
3.3 Schriftliche Auskunft fur Marktforschung und fur

wirtschaftliche Dispositionen und Prognosen an

interessierte Gesellschaften o.4.
3.3.1 Grundgebuihr 5,00
3.3.2 Zuziglich je angefangene Seite 1,50
4. Abgabe von Drucksticken

(Orts- und Gebuhrensatzungen, Tarife, Straf3en- u.

Stimmbezirksverzeichnisse u. dgl.)

fur jede angefangene Seite 0,50

jedoch mindestens 1,00




Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer
Erklarung, die von Privatpersonen zu deren Nutzen
gewunscht wird

(Die Niederschrift tber die Erhebung von Rechtsbehelfen
ist ausgenommen)

je angefangene %2 Stunde

24,00 bis 32,00

Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebe-
willigungen u.a.

zum unmittelbaren Nutzen der Beteiligten vorgenommene
Verwaltungstatigkeiten, wenn keine andere Gebuhr
vorgesehen ist

10,00
bis
500,00

Verwaltungstatigkeiten,

die nach Art und Umfang in der Gebuhrensatzung nicht
naher bestimmt werden kénnen und die mit besonderer
Muhewaltung verbunden sind,

jede angefangene % Stunde

24,00 bis 32,00

Bearbeitung von Biurgschaftsantragen

8.1

bis zu 5.000,- Euro des Burgschaftsantrages

15,00

8.2

fur jede weiteren angefangenen 5.000,- Euro

8,00

8.3

Bearbeitung von Schadensfalle

Bearbeitung von Schadensfalle die durch Dritte verursacht
worden sind

(z.B. an der Stral3enbeleuchtung, Baumen)

je angefangene %2 Stunde

24,00 bis 32,00

Vermdgensverwaltung

9.1

Vorrangseinraumungs-, Pfandentlassungs- und
sonstige Erklarungen zugunsten von Grund-
pfandrechten Dritter, insbesondere gegeniber
Auflassungsvormerkungen und Vorkaufsrechten sowie
Belastungsgenehmigungen

9.11

bis 5.000,- Euro des Nomimalbetrages des vortretenden
hdchstens jedoch des zuriicktretenden Grundpfandrechts
oder des betroffenen Teilbetrages

(sofern sie nicht mit dem Erstverkauf eines Grund-
stuckes durch die Gemeinde in Zusammenhang

stehen)

15,00

9.1.2

fur jede weiteren angefangenen 5.000- Euro

8,00

9.2

Loschungsbewilligungen zugunsten von
Grundpfandrechten Dritter

9.21

bis zu 5.000,- Euro des Nominalbetrages des
vortretenden, hochstens jedoch des zurlcktretenden
Grundpfandrechts

15,00

9.2.2

fur jede weiteren angefangenen 5.000,- Euro

8,00




9.3. Loschungsbewilligungen, VorrangseinrAumungs-,

Pfandentlassungs- und sonstige Erklarungen fur

Rechte die nicht unter die Tarif-Nrn. 9.1 und 9.2. fallen | 15,00 bis 50,00
9.4 Ausstellung eines Zeugnisses Uber das Nichtbestehen

bzw. die Nichtaustbung eines Vorkaufsrechts

(Negativzeugnis) nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB 30,00
10. Aufstellung oder Bescheinigung tUber 6ffentl. Abgaben

friherer Jahre (sofern nicht wg. des besonderen

Aufwandes nach Ziffer 11. Abzurechnen ist)

fur jedes Jahr 5,00
11. Feststellung aus Konten und Akten 24,00 bis 32,00

je angefangene % Stunde
12. Abgabe von Verdingungsunterlagen Nach Tarif

bei 6ffentlichen Ausschreibungen Nr. 1
13. Bescheinigungen uber ErschlieBungs- und

Anliegerbeitrage sowie Bescheinigungen tber

gesetzliche Vorkaufsrechte
13.1 fur die erste Ausfertigung 30,00
13.2 fur jede weitere Ausfertigung 15,00
14. Vervielfaltigungen von Bauleitplédnen
14.1. Fotokopien von Bauleitplanen werden, sofern

die Kopiervorlage das Format DIN A3 nicht Uberschreitet,

nach Tarif Nr. 1 abgerechnet
15. Genehmigungen, Bewilligungen, Bescheinigungen,

Entschadigungen in baurechtlichen Angelegenheiten
15.1 Ausstellung von Bescheinigungen nach 8§ 69 a NbauO

40,00

152 a Genehmigung einer Hochbordabsenkung je Einstell- oder

Garagenplatz 100,00
152Db wie vor, jedoch fir jede weitere Hochbordabsenkung

eines Grundsttickes oder nach Grundstlcksteilung, je

Einstellplatz 165,00
15.3 Genehmigung zum Versetzen einer Leuchte 85,00
15.4 Bewilligung einer Baulast 10,00 bis 510,00
15.5 Entschadigung fir die Zustimmung bei der Uber- oder je m2

Unterschreitung von Grenzabstanden 8,00 bis 75,00
15.6 Genehmigung von Strafl3enaufbrtichen 30,00




15.7

Genehmigung der Anderung von Grundstiickszufahrten

100,00

15.8

Zuschlagsgebihren im Baugenehmigungsverfahren nach
§ 5 BauGO

25,00 bis 100,00

16.

Genehmigung und Uberwachung von Arbeiten, die fir
Rechnung Dritter von Unternehmen an Platzen,
StralRen, Kanélen und sonstigen Anlagen ausgefihrt
werden,

je angefangene ¥z Stunde der Beaufsichtigung einschl.
Anfahrt von der Dienststelle oder von der vorhergehenden
Baustelle

Sofern die vorhergehende Baustelle weiter entfernt liegt
als die Dienststelle, ist fur die Berechnung des
Zeitaufwandes nur der Weg von der Dienststelle bis zur
Baustelle zugrunde zu legen.

24,00 bis 32,00

17.

Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten,
Bauleitungen, Auszuge, technische Arbeiten u.4, die
von Privatpersonen oder Firmen zu deren Nutzen
gewilnscht werden oder veranlasst werden, und zwar
fur Buroarbeiten und Aul3enarbeiten

171

Bilroarbeiten je angefangene ¥z Stunde

24,00 bis 32,00

17.2

Aul3enarbeiten
je angefangene ¥z Stunde einschl. Anfahrt von der
Dienststelle bzw. der vorher gehenden Baustelle

24,00 bis 32,00

17.3

Reinigung des Anschlusskanals
je angefangene % Stunde

37,00

17.4

Freilegen eines Ubergabeschachtes oder einer
Reinigungsoffnung
je angefangene %2 Stunde

37,00

17.5

Uberprifung einer angezeigten Beseitigung eines
Fehlanschlusses
je angefangene % Stunde

42,50

18.

Genehmigungen aufgrund der geltenden Satzungen
Uber die Entwasserungsanlagen der Gemeinde
Isernhagen

18.1

Genehmigung zum Anschluss einer Grundstiicks-
entwasserungsanlage zur Ableitung von

18.1a

Schmutz- oder Niederschlagswasser
a) einschlie3lich Herstellung eines neuen
Grundstiicksanschlusses
b) an den vorhandenen Grundsticksanschluss

105,00
65,00




18.1b

Schmutz- und Niederschlagswasser
a) einschlie3lich Herstellung von neuen SW-/NW-
Grundstiicksanschlisse
b) an die vorhandenen Grundsticksanschlisse

140,00
80,00

18.1c

Wie 18.1/18.2, jedoch fur gewerblich oder vergleichbar
genutzte Immobilien
a) einschlie3lich Herstellung mindestens eines neuen
Grundstiicksanschlusses

b) an den vorhandenen Grundstiicksanschluss

140,00 bis 263,00

80,00 bis 210,00

18.2

Genehmigung zur Erweiterung/Anderung der vor-

handenen Grundstiicksentwasserungsanlage

a) zusatzlich Herstellung eines neuen Grund-
stiicksanschlusses

75,00

130,00

18.3

Nachtragliche Genehmigung einer Anderung zu den
Ziffern 18.1 und 18.2

32,00 bis 220,00

18.4

Folgearbeiten zu den Ziffern 18.1 und 18.2 aufgrund
mangelhafter baulicher Umsetzung der
Entwésserungsgenehmigung

je angefangene %2 Stunde

24,00 bis 32,00

18.5

Erteilung einer Befreiung vom Anschluss- und
Benutzungszwang

105,00

18.6

Anordnung des Anschlusszwanges an die 6ffentliche
Niederschlagswasserkanalisation

105,00

18.7

Genehmigung zur Einleitung von sonstigem Wasser in die
offentliche Niederschlagswasserkanalisation

80,00

18.8

Genehmigung einer Abwasservorbehandlungsanlage

120,00 bis 275,00

18.9

Wiederholte Aufforderung zur Abgabe eines
Entwasserungsantrages oder Einreichung eines
Dichtheitsnachweises der
Grundstiicksentwésserungsanlage

30,00

19.

Archiv

19.1

Fur familiengeschichtliche Auskinfte wird eine Gebuhr
nach dem Zeitaufwand erhoben. Sie betragt je
angefangene %2 Stunde

24,00 bis 32,00

Hinweis:
Als Arbeitszeit zdhlen auch Fahrtzeiten zum Archiv sowie
Zeiten des Suchens nach Archivakten

19.2

Schriftliche Auskinfte aus Urkunden und alten Akten je
Seite

5,00




19.3 fur jede weitere Ausfertigung, wenn sie im gleichen
Arbeitsgang gefertigt wird. 1,00
19.4 Benutzung des Archivs
19.4.1 fur einen Tag 5,00
19.4.2 fur eine Woche 15,00
19.4.3 fur langere Zeit bis zu 50,00
20. Rechtsbehelfe
20.1 Entscheidungen uber férmliche Rechtsbehelfe, soweit
nicht 8 4 der Verwaltungskostensatzung anzuwenden ist
und der Rechtsbehelf erfolglos bleibt oder der
Rechtsbehelf Erfolg hat, die angefochtene
Verwaltungstétigkeit aber aufgrund unrichtiger oder 20,00
unvollstandiger Angaben vorgenommen worden ist. bis
nach Mal3gabe der anl. Tabelle (s. 20.4) 640,00
20.2 Widerspriiche gegen die Versagung oder Gewahrung
einer Erlaubnis zur Sondernutzung nach
§ 18 Nds. StralRengesetz
mindestens 20,00
hdchstens 180,00
20.3 Widerspriiche gegen die Versagung der Befreiung vom
Anschluss- und Benutzungszwang zu gemeindlichen
Einrichtungen
mindestens 20,00
hdchstens 180,00
20.4 Sonstige Widerspruche
a) gegen MalRnahmen mit einem bestimmten Streitwert:
Wertstufe bis Gebuhr Wertstufe bis Gebuhr
einschl. in Euro in Euro einschl. in Euro in Euro
150,00 20,00 4.500,00 105,00
250,00 25,00 5.000,00 110,00
500,00 30,00 7.500,00 125,00
750,00 40,00 10.000,00 150,00
1.000,00 50,00 12.500,00 175,00
1.500,00 60,00 15.000,00 200,00
2.000,00 75,00 17.500,00 225,00
2.500,00 85,00 20.000,00 250,00
3.000,00 90,00 22.500,00 275,00
3.500,00 95,00 25.000,00 300,00
4.000,00 100,00

Werte uUber 25.000,00 Euro sind auf volle 2.500,00 Euro aufzurunden.

Fur je 2.500,00 Euro Mehrbetrag sind 20,00 Euro Rechtsbehelfsgebihr zu berechnen.




b) gegen andere MalRnahmen (ohne Streitwert) mindestens 20,00 Euro
hochstens 640,00 Euro

Hinweis fur die Berechnung nach Zeitaufwand:
Der Mindestsatz je angefangene ¥z Stunde bezieht sich auf Verwaltungshandlungen der

Bediensteten vergleichbar dem mittleren Dienst. Werden Bedienstete vergleichbar dem
gehobenen Dienst tatig, so kommt der Hochstsatz zur Anwendung.



	Einzelkopie / Ausdruck je Seite schwarz-weiß 
	Abgabe von Druckstücken
	Bearbeitung von Schadensfälle
	Fotokopien von Bauleitplänen werden, sofern


